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Einleitung 

 

Die vorliegende Arbeit beschäftigt sich mit dem Einfluss von Nicht-

Regierungsorganisationen auf die Umweltpolitik der Europäischen Union. Im 

Mittelpunkt stehen hierbei Umweltverbände, die Lobbying bei den EU-Institutionen 

betreiben. 

Es scheint sich sowohl bei den nationalen Regierungen der EU-Mitgliedstaaten, als 

auch bei der jeweiligen Bevölkerung die Erkenntnis durchzusetzen, dass die 

Umweltpolitik effizienter auf EU-Ebene betrieben werden kann.  

In einer Spezialuntersuchung des Eurobarometers zum Thema Umweltpolitik wurden 

1995 die Menschen in den Mitgliedsländern der Union dazu befragt, ob die 

Umweltpolitik eine nationale Angelegenheit ist, oder ob Umweltpolitik auf 

Gemeinschaftsebene praktiziert werden sollte. 

 
 Frank-

reich 
Belgien Nieder-

lande 
Deut. 
West 

Deut. 
Ost 

Luxem-
burg. 

Däne- 
mark 

Irland Nord-
Irland 

Umweltpolitik 
nationale 
Angelegenheit 

260 
26,5% 
 

298 
30,3% 

142 
14,4% 

252 
24,8% 

185 
18,4% 

107 
22,7% 

354 
36,0% 

366 
38,4% 

111 
39,6% 

Umweltpolitik 
Sache der EU 

721 
73,5% 

684 
69,7% 

842 
85,6% 

765 
75,2% 

820 
81,6% 

365 
77,3% 

630 
64,0% 

586 
61,6% 

169 
60,4% 

 
 
 Groß- 

Britan. 
Griechen 
land 

Nor- 
wegen 

Spanien Portugal Italien Finn- 
land 

Schwe-
Den 

Öster- 
reich 

Umweltpolitik 
nationale 
Angelegenheit 

333 
32,5% 

301 
30,9% 

335 
35,0% 

236 
25,2% 

247 
29,1% 

292 
29,0% 

430 
42,9% 

414 
41,4% 

398 
42,4% 

Umweltpolitik 
Sache der EU 

692 
67,5% 

673 
69,1% 

622 
65,0% 

702 
74,8% 

603 
70,9% 

716 
71,0% 

573 
57,1% 

585 
58,6% 

540 
54,6% 

(Quelle: Eurobarometer 43.1 ,1995) 

 

Es zeigt sich, dass in allen Mitgliedsländern eine breite Mehrheit dafür ist, dass 

Umweltpolitik auf Ebene der EU betrieben werden sollte. Den höchsten Wert hat 

hierbei die Niederlande, wo über 85% der Bevölkerung dieser Meinung sind. 

Auch innerhalb des politischen Systems der EU scheint die Umweltpolitik einen 

immer größer werdenden Stellenwert einzunehmen.  

Angesichts globaler Umweltprobleme, die sich in länderübergreifenden Katastrophen 

widerspiegeln, scheint es erforderlich, Umweltpolitik auf supranationaler Ebene zu 

betreiben. Besonders das sog. „Jahrhundert-Hochwasser“ im August 2002 in 
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Deutschland, Tschechien und Österreich vergegenwärtigt, dass bei der Lösung  von 

Umweltproblemen länderübergreifende Maßnahmen nötig sind.  

Auch wenn diese Hochwasserkatastrophe möglicherweise nicht kausal mit der 

Erhöhung des CO2-Anteils in der Atmosphäre zusammenhängt, so ist doch 

„wissenschaftlich erwiesen, dass der Mensch für die Erwärmung des Erdballs 

wesentlich verantwortlich ist“1 und somit zumindest eine Ursache für die 

Veränderung des Weltklimas darstellt. 

Die Europäische Union hat diesbezüglich sowohl die Möglichkeit, verbindliche 

umweltpolitische Entscheidungen für ihre Mitgliedstaaten festzusetzen, als auch im 

Rahmen einer weltweiten Klimadebatte eine Vorreiterrolle einzunehmen. Denn selbst 

diejenigen Mitgliedstaaten, die „die EU eher als funktionalen Zweckverband sehen, 

haben keine grundsätzlichen Einwände, im Rahmen eines europäischen Verbandes 

eine größere Rolle in der Weltpolitik zu spielen“2. 

Erste Anzeichen hierfür zeigten sich beispielsweise daran, dass bei der 

Weltklimakonferenz in Kyoto im Dezember 1997 die EU mit einem gemeinsamen 

Positionspapier an den Verhandlungstisch ging. 

Allerdings zeichnet sich die Europäische Union nach landläufiger Ansicht durch ein 

erhebliches demokratisches Defizit aus. Hauptkritikpunkt hierbei sind oft die geringen 

Partizipationsmöglichkeiten der Bürger. 

Insofern bilden die Umweltverbände, die auf EU-Ebene tätig sind, eine intermediäre 

Instanz zwischen den Bürgern der Union und dem politisch-administrativen System 

der Union. Daher soll in dieser Arbeit untersucht werden, welche Einfluss- und 

Gestaltungsmöglichkeiten die europäischen Umweltverbände auf die Umweltpolitik 

der EU besitzen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

                                                 
1 Illinger/Thurau (2002): 2 
2 Jachtenfuchs (1996): 445 
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Methodische Vorgehensweise und Erkenntnisinteresse 

 

In dieser Arbeit soll zunächst untersucht werden, in wie weit im Bezug auf die 

Umweltpolitik der EU von einem vergemeinschafteten Politikfeld gesprochen werden 

kann, also in welchem Maße Umweltpolitik bereits auf europäischer Ebene betrieben 

wird.  

Anschließend soll anhand von den theoretischen Modellen des Pluralismus und des 

(Neo-) Korporatismus ein Fundament gelegt werden, wie man Verbände in das 

politisch-administrative System verorten kann, also in welchem Maße diese mit den 

staatlichen Institutionen verzahnt sind. 

Während diese zwei Verbändetheorien eher die Grobstruktur der Zusammenarbeit 

von Staat und Verbände verdeutlichen, soll anhand einer Netzwerkanalyse illustriert 

werden, welche konkrete Rolle Umweltverbände innerhalb von politischen 

Netzwerken spielen. Ein besonderer Aspekt soll hierbei sein, welche Art von 

Tauschgütern Umweltverbände in den politischen Prozess einbringen können, da 

dies Aufschluss über deren Verhandlungsmacht gibt. In diesem Zusammenhang 

werden auch in kurzer Form die Einflusspotentiale von Wirtschafts- und 

Industrieverbänden thematisiert, die die zweite Kategorie von Verbänden bilden, die 

Einfluss auf die Umweltpolitik der EU nehmen. 

Ein weiteres Erkenntnisinteresse liegt darin, wie offen die Institutionen der EU für die 

Einflussnahme von Umweltverbänden sind. 

Darüber hinaus sollen die Parameter verdeutlicht werden, die die 

Organisationsfähigkeit und die Interessenaggregation der europäischen 

Umweltverbände determinieren. Daher soll das Spannungsfeld von Mitgliedschafts- 

und Einflusslogik aufgezeigt werden, in dem sich Umweltverbände befinden. Als 

weiterer Erklärungsansatz soll zudem Mancur Olsons Theorie des kollektiven 

Handelns herangezogen werden. 

Anschließend soll ein Fallbeispiel aus der EU-Umweltpolitik darüber Aufschluss 

geben, wie zumindest im Einzelfall die Zusammenarbeit von Umweltverbänden und 

dem politischen System gestaltet ist.  

Am Ende der Arbeit werden die Umweltverbände anhand der Verbändetheorien in 

das politische System der EU eingeordnet. Maßgeblich hierfür sind die Informationen 

und Erkenntnisse, die im Verlauf der Arbeit präsentiert werden konnten. 
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1. Die Europäische Union als Umweltunion 

 

Die folgenden Ausführungen sollen der Frage nachgehen, in welchem Maße 

hinsichtlich der Umweltpolitik der EU von einem vergemeinschafteten Politikfeld 

gesprochen werden kann. Der dynamischen Entwicklung der Erweiterung von 

gemeinschaftlichen Umweltkompetenzen soll hierbei Rechnung getragen werden. 

 

1.1. Entwicklung der rechtlichen Grundlagen der Umweltpolitik 

 

1.1.1. Anfänge einer gemeinschaftlichen Umweltpolitik 

 

Ende der 60-er und zu Beginn der siebziger Jahre wurden auf Ebene der EG erste 

Ansätze hinsichtlich einer gemeinsamen Umweltpolitik unternommen. Einige der 

damals verabschiedeten Rechtsakten, die sich mit der Angleichung von 

Umweltstandards beschäftigten, hatten allerdings einen ökonomischen Hintergrund, 

da unterschiedliche Umweltstandards in den Mitgliedsländern zu Verzerrungen 

innerhalb des gemeinsamen Marktes führten. 

1971 gab die Kommission in einer Mitteilung bekannt, dass Umweltschutz und 

Umweltgestaltung als eine wesentliche Aufgabe der Gemeinschaft betrachtet wird 

(vgl. Schmitz 1996). 

Es entstand eine Diskussion zur Frage, ob Umweltschutz auf Gemeinschaftsebene 

erfolgen sollte oder lediglich durch zwischenstaatliche Abstimmung unter den 

Mitgliedstaaten. Vor allem Frankreich war gegen eine Verlagerung des Themas 

Umweltschutz auf EG-Ebene. 

Während des Pariser Gipfels 1972 gaben die Staats- und Regierungschefs der 

Kommission grünes Licht für eine gemeinsame Umweltpolitik und forderten die 

Kommission auf, ein umweltpolitisches Aktionsprogramm auszuarbeiten.  

Dieses im Jahr 1973 erschienene Aktionsprogramm enthielt drei wesentliche 

Orientierungsmerkmale. Es proklamierte die Eindämmung und Verhütung von 

Umweltverschmutzungen, die Verbesserung der Umwelt und des Lebensrahmens 

sowie die Durchführung von Gemeinschaftsaktionen. Auch wurde die Möglichkeit zur 

Zusammenarbeit mit umweltschutzorientierten internationalen Einrichtungen betont 

(vgl. Wepler 1999). 
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Diesem ersten Umweltaktionsprogramm folgten im Zeitraum von 1977-1992 vier 

weitere „von der Europäischen Kommission erarbeitete und vom Rat verabschiedete 

Aktionsprogramme, die jeweils die umweltpolitischen Ziele, Prioritäten und ggf. 

Aktionspläne der Gemeinschaft festlegten“3. 

Hey (1994) kommt allerdings zur Einschätzung, dass sowohl das erste als auch die 

später folgende Umweltaktionsprogramme lediglich den jeweiligen Diskussionsstand 

wiedergaben, aber keine bindende Arbeitsaufträge darstellten. 

Auch Wepler (1999) verweist ebenfalls darauf, dass dieses Aktionsprogramm keine 

rechtliche Verpflichtung für die Mitgliedsländer hatten, doch sei dadurch eine 

normative Grundlage für ein Tätigwerden der EG im Umweltbereich geschaffen 

worden. 

Innerhalb der Gemeinschaft setzte sich dann zunehmend die Erkenntnis durch, dass 

konkrete und verbindliche Maßnahmen zur Lösung des Umweltproblems erforderlich 

sind, für die allerdings eine rechtliche Legitimation nötig war. Diese Grundlage stellte 

Artikel 100 (Harmonisierungsartikel) des EWG-Vertrages (Vertrag zur Gründung der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft) dar, auf den „Maßnahmen zur 

Rechtsangleichung innerhalb der Gemeinschaft gestützt werden konnten“4. 

Eckrich (1994) weist diesbezüglich auf die seit Anfang der 70-er Jahre bestehende 

Dichotomie im Umweltbereich hin, da die Harmonisierungsmaßnahmen meistens 

eine doppelte, nämlich sowohl eine umweltpolitische als auch eine 

binnenmarktorientierte Zielsetzung verfolgten, wobei die Gewichtung der Ziele 

schwankte. 

Darüber hinaus gewann der Artikel 235 als  eine Art Auffangkompetenz für die 

Umweltpolitik des EWG-Vertrages an Bedeutung. Dieser erlaubte es der 

Gemeinschaft, „Vorschriften für Bereiche zu erlassen, in denen der Vertrag keine 

Gemeinschaftsbefugnisse vorgesehen hatte“5 , sofern es sich um die Verwirklichung 

von Zielen hinsichtlich des Gemeinsamen Marktes handelte. 

Die Zeit zwischen 1973 und 1987 kann man als Phase der stagnierende Integration 

und einer verhaltenen Entwicklung der gemeinschaftlichen Umweltpolitik beschreiben 

(vgl. Eckrich 1994).6 

 

                                                 
3 Malek (2000): 51 
4 Schmitz (1996): 40 
5 Wepler  (1999): 176 
6 Eckrich (1994) weist darauf hin, dass sich die Staats- und Regierungschefs bei den Tagungen des Europäischen 
Rates zwischen 1972 und 1983 nicht mehr mit umweltpolitischen Fragen beschäftigte. 


